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Presseinformation 
 
 
Sperrfrist Redebeginn! 
Es gilt das gesprochene Wort 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Christopher Vogt zu TOP 32 u.a. „Anträge zu 
erneuerbaren Energien und Klimaschutz“  
 
In seiner Rede zu TOP 32, 40 + 51 (Anträge und Berichterstattung zu erneu-
erbaren Energien und Klimaschutz) erklärt der Vorsitzende der FDP-
Landtagsfraktion, Christopher Vogt: 
 
„Der Klimaschutz ist eine gewaltige globale Herausforderung und erfordert 
viel mehr gemeinsames internationales Handeln als es bisher der Fall war. 
Aber: Deutschland sollte Vorreiter sein. Und Schleswig-Holstein mit seinen 
guten Voraussetzungen ganz besonders. Wir sehen darin viele Chancen, die 
wir nutzen sollten und nicht nur die Probleme. Wir haben in vielen Bereichen 
einen technologischen Vorsprung, den wir ausbauen sollten. Und den wir 
nicht wieder wie in früheren Jahrzehnten verschlafen sollten, wie z.B. im IT-
Bereich, in dem Europa den USA und China leider hinterherhinkt. 

 
Wir werden dem Klimawandel nur dann ansatzweise begegnen können, 
wenn wir Nachahmer finden. Deutschland sorgt für rund zwei Prozent des 
weltweiten Ausstoßes von Treibhausgasen, das müssen wir zur Kenntnis 
nehmen. Die Weltbevölkerung wächst weiterhin rasant, der Wohlstand 
steigt in vielen Ländern und das und weckt natürlich auch entsprechende 
Begehrlichkeiten. Die Menschen in China, Indien oder auch in Afrika wollen 
auch gerne Auto fahren und ein Smartphone haben und das ist mit einem 
hohen CO2-Ausstoß verbunden. Unsere Anstrengungen machen also nur 
dann wirklich Sinn, wenn andere uns folgen. Das wird nur der Fall sein, 
wenn wir es richtig machen. Der produktive Streit unter Demokraten über 
den besten Weg beim Klimaschutz ist deshalb dringend erforderlich. 
 
Umwelt- und Klimaschutz sind eine Frage der Generationengerechtigkeit, 
denn jede Generation hat das Recht, eine lebenswerte Umwelt zu erben. Ich 
werde seit der Europawahl gelegentlich gefragt, ob die FDP nun grüner wer-
den muss. Ich bin der Meinung, dass die Grünen die Grünen und die Libera-
len die Liberalen bleiben sollten. Umwelt- und Klimaschutz sind viel zu wich-
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tig, um Themen für nur eine Partei zu sein, das hat auch kürzlich Robert Ha-
beck gesagt und damit hat er Recht. Wir müssen aber auch alle an unseren 
Konzepten zum Klimaschutz arbeiten, damit unser Land hier erfolgreich sein 
kann. Den Königsweg hat von uns allerdings noch niemand gefunden. Ich 
bin der Überzeugung, dass wir mit dem Jamaika-Koalitionsvertrag zumindest 
schon auf dem richtigen Weg sind. Es muss um die Versöhnung von Öko-
nomie und Ökologie gehen. Oder besser gesagt: Das dürfen keine Gegenpo-
le mehr sein, sondern sie müssen miteinander verbunden werden. 

 
Es muss um neue Speicher, um moderne Mobilität, um Sektorenkopplung, 
Wasserstoff und den Netzausbau gehen, aber auch um Brückentechnolo-
gien wie LNG, also beispielsweise um Flüssiggas in der Schifffahrt. Hierzu 
haben wir uns gemeinsam in der Jamaika-Koalition ja auch dafür ausgespro-
chen. Bei all diesen Themen wünsche ich mir deutlich mehr Engagement der 
Bundesregierung, denn ohne sie geht es nun einmal nicht. Landespolitisch 
können wir hier leider nur in begrenztem Umfang tätig werden. Ich meine, 
Klimaschutzpolitik kann nur erfolgreich sein, wenn man mit Taten Zuversicht 
und Aufbruchsstimmung verbreitet. Klimaschutz muss also insgesamt posi-
tiv besetzt werden. Mit Angst- und Panikmache wird man meines Erachtens 
nicht erfolgreich sein. Anstatt auf Verbote, Zwang und neue Steuern, sollte 
man auf Anreize, Innovationen und Aufklärung setzen. Ich halte deshalb 
auch das symbolische Ausrufen eines Klimanotstandes für den völlig fal-
schen Weg. Ich sehe das sehr kritisch, weil der Notstandsbegriff, durch den 
ggf. Regeln außer Kraft gesetzt und Diskussionen nicht mehr geführt wer-
den, wirklich problematisch ist. Stattdessen muss es doch um sinnvolle 
Maßnahmen vor Ort gehen: bei Gebäuden, bei der Mobilität oder auch bei 
der Müllvermeidung. Wir haben in Deutschland bisher zwar sehr hohe CO2-
Vermeidungskosten, aber trotzdem nur einen geringen positiven Effekt. Ich 
finde, dass uns diese Tatsache zu denken geben muss. Ich halte eine CO2-
Bepreisung, wie Schleswig-Holstein sie im Bundesrat vorgeschlagen hat, für 
sehr sinnvoll, aber es kommt auf das richtige Modell an. Deshalb hat die 
Landesregierung ja auch erst einmal Eckpunkte zur Diskussion gestellt.  
 
Was nicht eintreten darf, ist ein wirtschaftlicher Abstieg oder soziale Ver-
werfungen innerhalb der Gesellschaft. Wir dürfen die Gegensätze 
Stadt/Land, West/Ost, Wohlhabend/Nicht-Wohlhabend nicht weiter anhei-
zen. Es muss doch darum gehen, den Zusammenhalt zu stärken und um-
weltfreundliches Handeln zu belohnen und nicht zu bestrafen. Wir dürfen 
Bezahlbarkeit, Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit nicht aus 
den Augen verlieren. Eine Verlagerung des Problems ins Ausland macht kei-
nen Sinn und ist auch beim Klimaschutz kontraproduktiv. Das hat auch Pro-
fessor Felbermayr, der Präsident des Instituts für Weltwirtschaft, sehr deut-
lich gemacht. Es mag an mir liegen, aber ich habe noch nicht abschließend 
verstanden, wie der bundesweite Kohleausstieg bis 2038 genau funktionie-
ren soll, ohne dass wir noch mehr auf Kapazitäten aus unseren Nachbarlän-
dern zurückgreifen müssen. Das müsste man der Bevölkerung erklären. Nur 
zu sagen, dass es jetzt Zeit sei zu handeln, sonst wäre es zu spät, reicht 
meiner Meinung nach nicht und stellt auch keine Lösung dar. Denn der 
Stromverbrauch wird ja absehbar deutlich steigen, wenn wir im Verkehrs-
sektor auf Elektroautos setzen oder durch die zunehmende Digitalisierung.  

 
Es muss also um die richtigen Anreize gehen. Als sinnvoller Weg erscheinen 
mir die Ausweitung und die Schärfung des Emissionshandels über Zertifika-
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te. Das würde den Innovationsdruck in allen Bereichen massiv erhöhen. 
Man würde sich die Mechanismen des Marktes zunutze machen. Leistung 
muss sich auch beim Klimaschutz lohnen. Sektorenspezifische Klimaziele, 
wie sie auch die Bundesregierung immer noch vorsieht, sind meines Erach-
tens ein Irrweg: Wir sollten CO2 dort einsparen, wo es günstig ist. Und das 
wäre bei einem solchen Modell wie dem Emissionshandel der Fall.  

 
Wir müssen uns auch die Wirkung der vielen Subventionen anschauen, die 
es in Deutschland gibt. Beim Steuersystem sollten wir statt über die Einfüh-
rung einer weiteren Ökosteuer, denn das droht die CO2-Steuer zu werden, 
auch über Erleichterungen sprechen, zum Beispiel bei der Nutzung von Bus 
und Bahn und anderen umweltfreundlichen Verkehrsträgern. Ich habe dazu 
kürzlich einen Vorschlag gemacht, nämlich auf die Mehrwertsteuer zu ver-
zichten. Das würde einen mittleren einstelligen Milliardenbetrag kosten, 
aber zum Nulltarif wird Klimaschutz wohl nicht zu haben sein. 

 
Es gibt ja auch mit Blick auf den Klimaschutz teilweise Zweifel an der Sinn-
haftigkeit der Schuldenbremse. Ich halte die Schuldenbremse für absolut 
notwendig. Und ich finde, wir sollten finanzpolitische und umweltpolitische 
Generationengerechtigkeit nicht derart gegeneinanderstellen. Wir sollten 
uns genau anschauen, welche Mittel wir für den Klimaschutz bereits bereit-
stellen. Und wie diese genutzt werden. Und wir sollten uns die Umwelt- und 
Klimafreundlichkeit von Förderprogrammen anschauen. Aus diesem Grund 
haben wir heute auch einen entsprechenden Antrag zur Städtebauförderung 
vorgelegt, der dazu führen soll, dass hier zukünftig sinnvolle Anreize gesetzt 
werden. 

 
Auch wir sehen das Erneuerbare-Energien-Gesetz kritisch, aber es macht 
keinen Sinn, die ersatzlose Streichung zu beantragen. Das ist einfach nur 
destruktive Problembeschreibung! Es muss um bessere Lösungen gehen. 
Und es muss darum gehen, auch bei der dezentralen Energieversorgung 
durch Erneuerbare Energien auf die Akzeptanz zu achten. Das sage ich auch 
in Richtung der SPD, die größere Abstände verteufelt und gleichzeitig über-
sieht, welche Rolle die von der SPD mitverantwortete EEG-Reform auf den 
Ausbau der Windenergie hat. Windenergie hat für uns eine große Bedeu-
tung: wir wollen damit auch nach dem Ende der Kernenergie Stromexport-
bundesland bleiben, aber wir wollen auch eine Energiewende mit Sinn und 
Verstand. 

 
Abschließend möchte ich sagen: Setzen wir in allen Bereichen die richtigen 
Anreize. Lassen Sie uns umweltfreundliches Handeln belohnen und nicht 
bestrafen. Innovationen und Technologie haben dieses Land stark gemacht. 
Damit können wir unseren Beitrag leisten und neue Exportschlager entwi-
ckeln.“  
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